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Titel: Vorübergehende Aufhebung des Brennverbot für pflanzliche Abfälle in 
Stralsund und im Landkreis Vorpommern-Rügen in den Monaten März und 
Oktober- Gespräche mit Kleingartenvereinen und Bürgern führen, um 
einvernehmliche Lösungen zu finden. 
 
 

Federführung:  Einzelbürgerschaftsmitglied Arendt Datum: 21.02.2017 

Einreicher: Arendt, Dirk   

 
 

Beratungsfolge Termin  

Bürgerschaft 02.03.2017  

 
 
 
 
Beschlussvorschlag: 
Die Bürgerschaft der Hansestadt Stralsund beschließt: 
 

1. Der Oberbürgermeister wird beauftragt, den Landrat und die Verwaltung des 
Landkreises Vorpommern-Rügen aufzufordern, das Brennverbot für pflanzliche 
Abfälle in Stralsund sowie im Landkreis Vorpommern-Rügen für die Monate März und 
Oktober (Ausnahmeregelung) aufzuheben.  

 
2. Der Oberbürgermeister und die Verwaltung fordern den Landrat und den Landkreis 

Vorpommern -Rügen auf, unverzüglich Gespräche mit den Kleingartenvereinen sowie 
Bürgern zu führen, mit dem Ziel, das es für alle Seiten eine einvernehmliche Lösung 
gibt, die eine vernünftige nach Möglichkeit kostenlose Entsorgung, der der nicht 
kompostierbaren Pflanzenabfälle ermöglicht. 

 
3. Der Oberbürgermeister und die Verwaltung werden zur Einleitung aller dafür 

erforderlichen Schritte beauftragt. 
 

4. Der Oberbürgermeister informiert die Bürgerschaft über alle Einzelheiten der 
Ergebnisse fortlaufend und zeitnah, jedoch spätestens zur nächsten Sitzung des 
Kreistages. 

 
 
Begründung: 
Für die meisten Kleingärtner ist es nahezu unmöglich, ihren nicht kompostierbaren 
Pflanzenabfall ohne Verbrennung los zu werden. 
Eine Begründung des NPD-Antrages erfolgt mündlich.. 
 
 
 
gez. Dirk Arendt 
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